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mitglied (früherauch Impuls) und macht beim club «ligistuel» (einem freizeitclub, der
ursprünglich von der cp-elternvereinigung gegründet wurde) mit. Sie geht auch
immer wieder in ausländ- und weihnachtslager.
Daneben hat sie auch einen kleinen freundeskreis und trifft sich ab und zu mal mit
jemandem zum essen oder geht mit andern zu einem konzert. Guten kontakt hat sie
auch zu ihrem vater (ihre mutter ist gestorben), und von ihrem grossvater erhält sie
öfters einen brief aus Ungarn, in dem er die memoiren seines bewegten lebens
aufzeichnet Eva möchte diese briefe alle vielleicht mal übersetzen und versuchen, sie
als buch zu veröffentlichen. Im augenblick aber sammelt sie die briefe vorerst und
schreibt regelmässig zurück.
Und wie ich mich, müde vom fragen und zuhören, im stuhl räkle, entdecke ich noch
etwas interessantes, das für Evas puls ausschlaggebend sein könnte: einige AKAD-
lehrgänge für französisch und deutsch. Dazu meint Eva, dass sie nach wie vor davon
träume, einmal eine arbeit zu haben, die ihr freude bereitet. Deshalb versuche sie,
sich noch mehr sprachliche kenntnisse anzueignen, damit sie vielleicht auch mal als
Übersetzerin tätig sein kann. Und wenn sie es nicht soweit bringen sollte, so habe sie
dennoch etwas für sich gelernt.
Da wir beide nun endgültig müde sind vom ausfragespiel, schlage ich vor, dass wir
noch irgendwo gemütlich essen gehen und bei einem gläschen roten weiterplaudern

und wer noch mehr über Eva wissen will, soll doch dasselbe tun...

Christine Schwyn

Soll es bald eine eidg. kommission für
behindertenfragen geben?

Worum geht es?

Die hauptforderung im manifest zum abschluss des uno-jahres des behinderten
1981 lautete: «Um die belange der behinderten koordiniert und wirksam
gegenüber behörden und öffentlichkeit zu vertreten, ist eine eidg. kommission
für behindertenfragen zu schaffen.»
Die idee stiess bei den bundesbehörden auf ablehnung. Im aprii 1983 wurden
dennoch ca. 20 behindertenorganisationen, darunter auch die ASKIO, vom bundesamt
für Sozialversicherung (BSV) zu einem gespräch nach Bern eingeladen. Zahlreiche
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Vertreter dieser Organisationen wiederholten die AKBS-forderung, in der meinung,
dass ein offizielles gremium hilfreich wäre bei dererarbeitung einerangemessenen

behindertenpolitik.
Aus der berner gesprächsrunde wurden einige leute herausgegriffen und damit
beauftragt, ein konzept vorzubereiten, welches Zusammensetzung, aufgaben und
kompetenzen der gewünschten kommission umschreibt. Zu dieser arbeitsgruppe
gehören dr. Jost Gross (Pro Mente Sana), Gerhard Grossglauser (CP-stiftung), Erika
Liniger (Pro Infirmis), dr. Fritz Nüscheler (SAEB), Martin Stamm (ASKIO), pfr. dr. h.c.
Hermann Wintsch (sonderschulheim Schürmatt) und als präsident alt regierungsrat
Paul Manz, direktor der krankenkasse KFW Winterthur (und langjähriges Ce Be eF-
mitglied). Der Vorschlag soll im herbst 1983 dem bundesamt für Sozialversicherung
vorgelegt werden.

Was ist eine eidg. kommission und wie sieht sie aus?
Sie ist ein ausserparlamentarisches organ und hat beratende funktion für den
bundesrat in einem bestimmten themenkreis. Wie schon die kommissionen fürfrauen-
und jugendfragen zeigen, muss eine allfällige behindertenkommission vielseitig
zusammengesetzt sein. Neben Vertretern verschiedener Selbsthilfeorganisationen
sind Vertreter der behindertenhilfe (z.b. Pro Infirmis etc.), der kantone, der behörden,
der kirchen, der arbeitgeber, der gewerkschaften usw. zu berücksichtigen, also
Vertreter mit verschiedenen interessen und in verschiedenen machtpositionen.

Diskussion im Impuls und Ce BeeF
Um als kleine Organisationen zu einer solchen kommission Stellung zu beziehen,
trafen sich impulser und cebeeflerzu einer diskussionsrunde am 13. august 1983 in
Zürich. Speziell eingeladen waren Barbara Zoller, mitglied der eidg. kommission für
jugendfragen, Paul Manz und Martin Stamm als mitglieder der arbeitsgruppe, die
ein konzept erstellen soll.
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Paul Manz beim CeBeeF-
und IMPULS-Meeting vom

' 13. August 1983



Es wurden hauptsächlich zwei fragen diskutiert: Einerseits, was eine solche

kommission soll und kann, und andererseits, wie sie zusammengesetzt sein sollte.

In der dreieinhalbstündigen diskussion wurden folgende anforderungen an eine

solche kommission gestellt:

1. Sie sollte die rolle eines vertretergremiums des behindertenwesens innehaben.

Dazu sollten

2. mind. 50 % der mitglieder selber behindert sein und mind 75 % müssen aus

dem behindertenwesen sein (angehörige, fachleute etc.)

3. Die arbeit der kommission soll keiner geheimhaltungspflicht unterstehen,

sondern die mitglieder sollten informationen in ihre Organisationen bringen und

darüber diskutieren können.

4. Die kommission sollte kein ersatz sein für Vernehmlassungen bei

behindertenorganisationen.

Noch einiges mehr wurde auch aufgegriffen und trug zur meinungsbildung bei. Als

Präsident der arbeitsgruppe hat sich Paul Manz unsere ansichten notiert, und wir

hoffen, dass sie ins konzept einfliessen werden.

Sobald der entwurf für das konzept vorliegt, müssen wir uns wieder damit befassen

und prüfen, ob er unseren Vorstellungen entspricht.

Behinderte in die armee?

Schon öfters haben behindertenorganisationen den einbezug behinderter in die

ïmee gefordert. Zuletzt wohl die «Vereinigung kleine menschen der Schweiz» im

SSSahres. Auch auf parlamentarischer ebene wurde bereits davon gesprochen

Im anschluss an die anti-militärpflichtersatzkampagne der ASKIO .m jähre
5980 forderte nationalrat Vetsch den bundesrat auf, den einsatz von behinderten im

AWuel|Zwurdeed'ie ganze frage nun durch eine arbeitsgruppe des ^jf*;dtparte^
nferende^stempel «Hilfsdienst» soll abgeschafft werden. Dafür soll mil: der «d.fferen-

ziertenTauglichkeit» auch menschen mit weniger makellosem 9esundhe,tszustand

sowie mit behinderungen zugang zur Verteidigung des Vaterlandes verschafft

Tefnem schreiben an einige Organisationen des behindertenwesens wurden diese

um ihre mitarbeit in der arbeitsgruppe des EMD angefragt. A s d.skussionsgrund-

iage sind bis jetzt drei möglichkeiten für den aktiven dienst behinderter vorge-

^Wehrpflichtige, die in ihrer marsch- und/oder tragfähigkeit eingeschränkt sind^

b) Wehrpflichtige, die eine uniform tragen können und die in verwaltungsfunkt.onen

der truppe eingesetzt werden können

c) Wehrpflichtige, für die eine uniformierung unzweckmassig ware und die nur m

zivil in Verwaltungsfunktionen im eidg. militärdepartement eingesetzt werden

können.
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Auslöser in der arbeitsgruppe war, dass die Unterscheidung zwischen einem gerade
noch «hilfs»-dienst tauglichen und einem nicht tauglichen (behinderten) schwierig
zu beantworten war. Mit der «differenzierten tauglichkeit» könnten viele behinderte
ihr plätzchen im behindertenproduktions-moloch armee finden...

Max Hauser, Bern

Puls will sich in einer der nächsten nummern -
wahrscheinlich bereits im dezember- mit der frage

BEHINDERTE IN DIE ARMEE

kritisch auseinandersetzen. Schreibt bitte eure meinungen
zu diesem problem und schickt sie umgehend an:
Wolfgang Suttner, Albisstr. 23, 8915 Hausen a.A.

Tel. 01/764 04 31

Platz für unsere füsse,
platz für unseren rollstuhl!

Sicher kennen sie die Situation: parkierte autos auf dem trottoir, welche die fussgän-
ger zwingen, im gänsemarsch hintereinander zu gehen. Ein nicht sehr erfreuliches
erlebnis für eitern mit kinderwagen, für behinderte, für die fussgänger überhaupt,
die wenigstens noch auf dem trottoir jene bewegungsfreiheit geniessen möchten,
die ihnen auf der strasse längst abhanden gekommen ist.
Auch vom Standpunkt der Unfallverhütung aus ist das trottoirparkieren nicht von
gutem. Die benützer von strasse und trottoir büssen die Übersicht ein. Wenn die
strassenseitige türe eines auf dem trottoir abgestellten autos plötzlich von innen
geöffnet wird, weicht der velo- oder mofafahrer instinktiv aus - richtung stras-
senmitte!
Zahlreiche behörden wollen heute - zu recht! - die ortskerne möglichst autofrei
halten. Ein mittel dazu ist die reduktion der parkierungsfläche. Solchen bemühungen

läuft die möglichkeit, auf dem trottoir zu parkieren, stracks zuwider.
Die rechtliche situation ist zur zeit noch unbefriedigend. Die Verordnung über die
strassenverkehrsregeln hält fest, dass trottoirparkieren erlaubt ist, sofern dem
fussgänger ein räum von 1,5 m übrigbleibt, und dies auch nur auf Strassen von weniger
als 6 m breite. Der Verstoss gegen diese regel wird aber heute von den Polizeibehörden

offenbar als kavaliersdelikt behandelt und schlecht geahndet. Darüber hinaus
wissen gerade behinderte aus eigener erfahrung: anderthalb meter bilden auch
nicht gerade einen grossen bewegungsraum, zumal für einen rollstuhlfahrer oder
einen sehbehinderten, der sich den weg mit dem stock ertasten muss.
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Der verkehrs-club der Schweiz (VCS) mag diesen missstand nicht länger mehr passiv

hinnehmen. Er setzt sich für ein generelles trottoirparkierverbot ein (mit ausnahmen

für motorisierte behinderte, güterumschlag u.a.); ein entsprechendes postulat
wurde jüngst von der solothurner nationalrätin Cornelia Füeg im Parlament

eingereicht.
Im weiteren ermuntert aber der VCS die direkt betroffenen selbst, nämlich die
behinderten, die fussgänger und die velofahrer, mit einer besonderen aktion zu einer art
friedlicher

Selbsthilfe: behinderte und ihre begleiter können den auf trottoirs parkierten
autos die abgebildete karte (im original gelb-grün-schwarz) unter den Scheibenwischer

stecken. Je mehr solche kärtchen gesteckt werden, desto wirksamer ist

die aktion.
Diese kärtchen können in 20er serien zu fr. 2- (in marken oder geld der bestellung

beilegen) bezogen werden beim VCS, trottoirparkieren, postfach, 3360 Herzogenbuchsee.

Dort sind auch zu den gleichen bedingungen kärtchen mit den sujets
fussgänger und velofahrer erhältlich.

Kitfe nicht»«*dem ^UÄPieren <Ç
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